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(6) Die Wärmeenergielieferung darf während der Heizpe­
riode für planmäßige Arbeiten nur insoweit, als sie dem An­
schluß neuer Abnehmer oder der erforderlichen Erweiterung 
der Anschlüsse vorhandener Abnehmer dienen, eingeschränkt 
oder unterbrochen werden.

(7) Der Abnehmer hat die Weisungen des Energiekombinats 
zur Sicherung und Betriebsweise seiner Anlage während der 
Liefereinschränkung oder -Unterbrechung und unmittelbar 
nach ihrer Beendigung zu befolgen.

§12

Begrenzung der Leistungsinanspruchnahme

(1) Das Energiekombinat ist berechtigt, vom Abnehmer zu 
verlangen, daß er im bestimmten Umfange aus Gründen der 
Ubertragungsfähigkeit der Versorgungsnetze im betreffen­
den Territorium die Leistungsinanspruchnahme begrenzt und 
dazu die erforderlichen Vereinbarungen eingegangen werden. 
Der § 6 Abs. 2 bleibt unberührt.

(2) Auf Antrag des Abnehmers hat das Energiekombinat 
darüber Auskunft zu geben, wann die Begrenzung voraus­
sichtlich aufgehoben werden kann.

Umstellung des öffentlichen Versorgungsnetzes

§13
(1) Das Energiekombinat ist berechtigt, das öffentliche Ver­

sorgungsnetz umzustellen, wenn es dadurch seine Versor­
gungspflicht besser erfüllen kann.

(2) Umstellungen im Sinne des Abs. 1 sind
1. bei Elektroenergie Änderung der Stromart, der Nenn­

spannung, der Schutzmaßnahmen, der Kurzschlußleistung, 
der Zuführüngsleitungen;

2. bei Gas Änderung der Gasart, des Nenndrucks, der 
Schutzmaßnahmen, der Zuführungsleitungen;

3. bei Wärmeenergie Anwendung eines anderen Wärme­
trägers oder Änderung seines planmäßigen Betriebszu­
standes (Druck, Temperatur), Änderung der Zuführungs­
leitung.

(3) Die Umstellung ist dem Abnehmer mindestens 2 Jahre 
vorher schriftlich anzukündigen. Der genaue Zeitpunkt ist 
spätestens einen Monat vor dem Beginn der Umstellungsar­
beiten schriftlich bekanntzugeben. Das Energiekombinat darf 
mit kürzeren Fristen umstellen, wenn dafür dringende volks­
wirtschaftliche Gründe vorliegen.

(4) Mit dem Großabnehmer ist über die Umstellung grund­
sätzlich Einvernehmen herbeizuführen. Erreicht das der zu­
ständige Betriebsteil oder Direktionsbereich des Energiekom­
binats nicht, hat er den Direktor des Energiekombinats spä­
testens 20 Monate vor dem Termin der Umstellung zu unter­
richten; der Direktor des Energiekombinats hat in Überein­
stimmung mit dem übergeordneten Organ des Großabnehmers 
zu entscheiden. Darf das Energiekombinat mit kürzeren Fri­
sten als 2 Jahre umstellen, verkürzt sich die Frist des Satzes 2 
entsprechend.

(5) Die umstellungsbedingten Änderungen an ortsfesten 
Anlagen zur Fortledtung (Installätionsanlagen) und von An­
lagen zur Anwendung des betreffenden Energieträgers sind 
vom Abnehmer zu veranlassen und während des mit dem 
Energiekombinat vereinbarten Zeitraums durchzuführen. Das 
Energiekombinat hat durch Zusammenwirken mit den zu­
ständigen örtlichen Staatsorganen und wirtschaftsleitenden 
Organen zu gewährleisten, daß die Änderungen materiell- 
technisch, personell und zeitlich vollständig in die Pläne der 
berechtigten Hersteller eingeordnet sowie die erforderlichen 
Arbeiten koordiniert durchgeführt werden.

§14
(1) Der Abnehmer, der nicht volkseigener oder gleichge­

stellter Betrieb, staatliche oder volkseigene Einrichtung, wirt­
schaftsleitendes oder Staatsorgan ist, hat Anspruch auf Er­

satz der für die umstellungsbedingten Änderungen notwen­
digen Aufwendungen, soweit er die umzustellenden Anlagen 
innerhalb der vom Energiekombinat mit der Ankündigung 
gestellten Frist schriftlich angemeldet hat; er hat die durch 
die Umstellung anfallenden Geräte, Materialien u. a. dem 
Energiekombinat unentgeltlich zur Verwertung zu übergeben.

(2) Der Abnehmer muß sich auf den Aufwendungsersatz 
bei teilweiser oder vollständiger Erneuerung der Installa­
tionsanlage 50 % der Aufwendungen, jedoch 100 % , wenn die 
Erneuerung infolge des technisch unsicheren Zustandes ge­
boten war, als Werterhöhung anrechnen lassen. Umstellungs­
bedingte Leitungsverlängerung in der Installationsanlage gilt 
nicht als Werterhöhung. In Härtefällen kann das Energiekom­
binat auf die Anrechnung der Werterhöhungen verzichten.

(3) Die notwendigen Aufwendungen umfassen bei Ände­
rung der Gasart insbesondere die Aufwendungen für Aus­
wechseln der Brenner und Zündvorrichtungen, Nachstellen 
der Brenner bei Allgasgeräten, Erwerb leistungsgleicher Aus­
tausch-Gasgeräte, soweit die vorhandenen noch technisch si­
cher und betriebsfähig, aber nicht umstellbar sind, sowie not­
wendige Durchsichten infolge der bevorstehenden Umstel­
lung.

(4) Der Abnehmer gemäß Abs. 1 hat Anspruch auf Wert­
ausgleich, wenn das nicht umstellbare Gasgerät leistungs­
starker als das erworbene Austausch-Gasgerät ist, einen hö­
heren Zeitwert als dieses hat und dem Energiekombinat un­
entgeltlich zur Verwertung übergeben wird. Erwirbt der Ab­
nehmer als Austausch für das nicht umstellbare Gasgerät 
nach seinem Wunsch ein leistungsstärkeres, hat er die Preis­
differenz zu einem leistungsgleichen Gasgerät zu tragen.

(5) Der Abnehmer gemäß Abs. 1 soll zwischen Umstellungs­
ankündigung und -durchführung die Installationsanlage nicht 
erweitern und keine Anwendungsanlage erwerben. Das Ener­
giekombinat ist zum Ersatz von Umstellungsaufwendungen 
dafür nur verpflichtet, wenn es in die Installationsarbeit oder 
den Erwerb eingewilligt hat.

(6) Die Absätze 1 bis 5 sind entsprechend anzuwenden, wenn 
der Energieliefervertrag wegen Einstellung des Betriebs des 
öffentlichen Versorgungsnetzes gekündigt wird.

§15
Liefereinstellung

(1) Das Energiekombinat ist berechtigt, die Energielieferung 
fristlos zeitweilig einzustellen, wenn der Abnehmer die Pflicht 
zur ordnungsgemäßen Errichtung, Änddtung, Instandhaltung 
sowie zum ordnungsgemäßen Betrieb seiner Anlage derart 
verletzt, daß ihr Zustand gefahrdrohend ist.

(2) Unbeschadet weitergehender Ansprüche sind dem Ener­
giekombinat die Aufwendungen für die Sperrung der Anla­
gen und deren Aufhebung zu ersetzen.

§16
Unberechtigter Energiebezug

(1) Durch den unberechtigten Energiebezug entsteht ein 
Energielieferverhältnis, das den Bestimmungen dieser An­
ordnung unterliegt. Der Bezieher hat alle Pflichten, jedoch 
nicht die Rechte eines Abnehmers.

(2) Unberechtigt ist der Energiebezug, wenn
1. eine EDV-gerecht registrierende Energieverrechnungs­

einrichtung oder Verrechnungsmeßeinrichtung noch nicht 
angebracht ist und kein Ausnahmefall des § 24 Abs. 1 
vorliegt oder wenn die EDV-gerecht registrierende 
Energieverrechnungseinrichtung oder eine Verrechnungs­
meßeinrichtung umgangen, beeinflußt oder unzulässig 
belastet wird;

2. die Zustimmung zum Anschluß der Abnehmeranlage an 
das öffentliche Versorgungsnetz nicht erteilt oder die Ab­
nehmeranlage gesperrt ist;


